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210. Bundesgesetz: Übernahme der Bundeshaftung für Darlehen und sonstige Kredite der
Sdchoeller-Bleckmann Stahlwerke Aktiengesellschaft

2 1 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Elin-Union Aktien-
gesellschaft für elektrische Industrie

2 1 2 . Bundesgesetz: Erlöschen von Forderungen des Bundes gegen die Hofherr-Schrantz Aktien-
gesellschaft und die Trauzl-Werke Aktiengesellschaft

2 1 3 . Verordnung: Durchführung der Vermittlung schwer vermittelbarer Personen
2 1 4 . Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Bundespolizeikommissariates Leoben, betreffend

das Aushängen und Anschlagen von Druckwerken, durch den Verfassungs-
gerichtshof

2 1 5 . Kundmachung: Beitritt der Vereinigten Staaten von Amerika zum Zollabkommen über
den internationalen Warentransport mit Carnets TIR (TIR-Abkommen)

2 1 6 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 6/1969 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation

2 1 7 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 3/1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt
auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der Republik
Finnland

2 1 8 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien betreffend die Änderung und Ergänzung des Abkommens über
den alpinen Touristenverkehr im Grenzgebiet

2 1 0 . Bundesgesetz vom 11. Juni 1969,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Darlehen und sonstige Kredite der Schoel-
ler-Bleckmann Stahlwerke Aktiengesellschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Schoeller-Bleckmann
Stahlwerke Aktiengesellschaft zur Durchführung
von Investitionsvorhaben und Rationalisierungs-
maßnahmen im In- und Ausland aufzunehmen-
den Darlehen und sonstige Kredite namens des
Bundes die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu
übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der in Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 150 Millionen
Schilling einschließlich Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag von 75 Millionen Schilling einschließ-
lich Zinsen und Kosten nicht übersteigt;

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinszahlung im nachhinein nicht
mehr als 575 vom Hundert über dem im
Zeitpunkt der Finanzoperation geltenden
Zinsfuß für Eskontierungen der Oester-
reichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des
Nationalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184)
beträgt;

d) die Laufzeit der Finanzoperation 15 Jahre
nicht übersteigt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter Zu-
grundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als 10'2% beträgt:

f) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung der
Darlehen und sonstigen Kredite vereinbart
ist, auch bei Kündigung die prozentuelle
Gesamtbelastung gemäß lit. e nicht über-
schritten wird;
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g) die Finanzoperation in Schilling, US-Dollar,
Deutschen Mark, Französischen Franken,
Schweizer Franken oder einer sonstigen
jederzeit konvertierbaren Währung erfolgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so sind
diese zu den im Zeitpunkt der Haftungsüber-
nahme vom Bundesministerium für Finanzen je-
weils festgesetzten Kassenwerten auf die ge-
nannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. Die im § 1 erteilte Ermächtigung gilt bis
31. Dezember 1974.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

2 1 1 . Bundesgesetz vom 11. Juni 1969,
mit dem das Bundesgesetz, betreffend die
Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen,
Darlehen und sonstige Kredite der Elin-Union
Aktiengesellschaft für elektrische Industrie,

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 1. März 1967, BGBl.
Nr. 83, betreffend die Übernahme der Bundes-
haftung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der Elin-Union Aktiengesellschaft für
elektrische Industrie, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 1 Abs. 1 haben an Stelle der Worte
„den Betrag von 390 Millionen Schilling zuzüg-
lich der Zinsen und Kosten" die Worte „den
Betrag von 780 Millionen Schilling einschließ-
lich der Zinsen und Kosten" zu treten.

2. Im § 1 hat Abs. 2 zu lauten:
„(2) Der Bundesminister für Finanzen wird

ferner ermächtigt, für die zum Zwecke der
Durchführung von Investitionsvorhaben und
Rationalisierungsmaßnahmen im In- und Ausland
aufzunehmenden Anleihen, Darlehen und sonsti-
gen Kredite der Elin-Union Aktiengesellschaft
für elektrische Industrie Haftungen namens des
Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357 des all-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) in einem
Ausmaß zu übernehmen, daß der jeweils aus-
stehende Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haf-
tungen den Betrag von 800 Millionen Schilling
einschließlich der Zinsen und Kosten nicht über-
steigt."

3. Der bisherige Abs. 2 des § 1 erhält die
Bezeichnung Abs. 3 und hat zu lauten:

„(3) Der Bundesminister für Finanzen darf
von der in den Abs. 1 und 2 erteilten Ermäch-
tigung nur dann Gebrauch machen, wenn

a) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von jeweils 300 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) der nominelle Zinsfuß der Anleihe, des
Darlehens und des sonstigen Kredites,
bezogen auf ein Jahr bei Zinsenzahlung im
nachhinein, nicht mehr als 5'75 vom Hun-
dert über dem im Zeitpunkt der Finanz-
operation geltenden Zinsfuß" für Eskontie-
rungen der Oesterreichischen Nationalbank
(§ 48 Abs. 4 des Nationalbankgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 184) beträgt;

c) die Laufzeit der Finanzoperationen 30 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als 10'2% beträgt:

Nettoerlös der Finanzoperation in Hundertsätzen.
Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß

lit. d sind die Emissions- oder Zuzäh-
lungsverluste, Begebungsprovisionen, Wer-
be- und Druckkosten (Begebungskosten)
vom Bruttoerlös in Abzug zu bringen;

e) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. d
nicht überschritten wird;

f) die Finanzoperation in Schilling, US-Dol-
lar, Französischen Franken, Schweizer
Franken, Deutschen Mark oder einer son-
stigen jederzeit konvertierbaren Währung
erfolgt."

4. § 2 hat zu lauten:

„§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß
§ 1 Abs. 1 und 2 für Fremdwährungen über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesministerium für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen."

5. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Die im § 1 Abs. 1 erteilte Ermächtigung
gilt bis einschließlich 31. Dezember 1972, die
im § 1 Abs. 2 erteilte Ermächtigung bis ein-
schließlich 31. Dezember 1974."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren
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212 . Bundesgesetz vom 11. Juni 1969 über das Erlöschen von Forderungen
des Bundes gegen die Hofherr-Schrantz Aktiengesellschaft und die Trauzl-Werke Aktien-

gesellschaft
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1

Die nachstehenden Forderungen des Bundes gegen die Hofherr-Schrantz AG. und die Trauzl-
Werke AG. aus Darlehen des Investitionsfonds für verstaatlichte Unternehmungen, aus Darlehen
aus allgemeinen Haushaltsmitteln des Bundes sowie auf Grund übernommener Haftungen gelten
rückwirkend als erloschen, und zwar

§2

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen betraut.

Jonas

Klaus Koren Weiß

2 1 3 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 16. Juni 1969 über
die Durchführung der Vermittlung schwer

vermittelbarer Personen

Auf Grund des § 16 des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) Nachstehend angeführte Personen-
gruppen sind bei der Arbeits- und Lehrstellen-

vermittlung besonders zu berücksichtigen, sofern
deren Vermittlung im Hinblick auf ihre persön-
lichen Verhältnisse, wie körperliche oder psychi-
sche Behinderung, erschwert ist:

a) körperlich Behinderte, wie am Stütz- oder
Bewegungsapparat Behinderte, chronisch
organisch Erkrankte, Sinnesbehinderte;

b) psychisch Behinderte, wie an Geistes-
schwäche, Psychosen oder Neurosen Lei-
dende und Anfallskranke;
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c) Personen, bei denen eine soziale Fehl-
anpassung vorliegt;

d) Personen, bei denen sonstige Umstände,
wie Schwangerschaft, Betreuungs- oder
Sorgepflicht, fortgeschrittenes Alter, Mangel
an schulischen Voraussetzungen für eine Er-
werbstätigkeit, vorliegen.

§ 2. (1) Für Arbeitsuchende im Sinne des § 1
Abs. 1 sind dauerhafte Lösungen ihrer Beschäfti-
gungsprobleme anzustreben. Vor ihrer Zusam-
menführung mit Arbeitgebern sind alle in Be-
tracht kommenden Maßnahmen zu ergreifen, um
eine Anpassung dieser Personen an geeignete Ar-
beitsplätze unter Berücksichtigung der Arbeits-
marktlage herbeizuführen.

(2) Zu den Maßnahmen gemäß Abs. 1, die den
Zwecken einer möglichst dauerhaften Lösung der
Beschäftigungsprobleme von schwer vermittel-
baren Personen entsprechend zu gestalten sind,
zählen insbesondere die Gewährung von Beihilfen
gemäß den §§19 Abs. 1, 21 Abs. 1 bis 3 und
27 Abs. 1 lit. a und c des Arbeitsmarktförderungs-
gesetzes.

§ 3. (1) Vor Durchführung von Maßnahmen
gemäß § 2 ist die Art der Behinderung erforder-
lichenfalls durch Einholung ärztlicher oder
psychologischer Gutachten festzustellen. Die Ein-
holung bzw. die Weitergabe solcher Gutachten
hat die Zustimmung des Betroffenen, bei Minder-
jährigen überdies die Zustimmung des Erzie-
hungsberechtigten (§ 39 Jugendwohlfahrtsgesetz,
BGBl. Nr. 99/1954), bei Personen, die aus einem
anderen Grund nicht eigenberechtigt sind, über-
dies die Zustimmung ihres gesetzlichen Ver-
treters zur Voraussetzung.

(2) Verweigert der Arbeitsuchende die Zustim-
mung (Abs. 1), obwohl ein Gutachten für die
Feststellung der Art der Behinderung unbedingt
erforderlich ist, so ist eine besondere Berücksichti-
gung bei der Arbeits- und Lehrstellenvermittlung
im Sinne dieser Verordnung ausgeschlossen.

(3) Bei erstmaliger Aufnahme einer Beschäfti-
gung, bei einem Berufswechsel und vor Einleitung
von Maßnahmen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes sind die Dienste
der Berufsberatung der Arbeitsmarktverwaltung
in Anspruch zu nehmen.

(4) Die körperlichen und psychischen Anfor-
derungen, die der Arbeitsplatz an den Arbeit-
suchenden stellt, sind zu erheben.

§ 4. Personen, deren Lehrverhältnis ohne
eigenes Verschulden vorzeitig aufgelöst wurde,

sind bei der Lehrstellenvermittlung besonders zu
berücksichtigen; im übrigen finden die Vorschrif-
ten der §§ 2 und 3 sinngemäß Anwendung.

Rehor

214. Kundmachung des Bundesministers
für Inneres vom 6. Juni 1969 über die Auf-
hebung der Verordnung des Bundespolizei-
kommissariates Leoben vom 20. Oktober
1949, betreffend das Aushängen und An-
schlagen von Druckwerken, durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 11. März 1969, Zl. V 79/68, die Verordnung
des Bundespolizeikommissariates Leoben vom
20. Oktober 1949, betreffend das Aushängen und
Anschlagen von Druckwerken, als gesetzwidrig
aufgehoben.

Soronics

215. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 11. Juni 1969 über den Beitritt der Ver-
einigten Staaten von Amerika zum Zollab-
kommen über den internationalen Waren-
transport mit Carnets TIR (TIR-Abkommen)

vom 15. Jänner 1959

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben die Vereinigten
Staaten von Amerika am 3. Dezember 1968 ihre
Beitrittsurkunde zum Zollabkommen über den
internationalen Warentransport mit Carnets
TIR (TIR-Abkommen) samt Unterzeichnungs-
protokoll (BGBl. Nr. 92/1960 in der Fassung der
Kundmachung BGBl. Nr. 296/1966, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 354/1967) mit der Erklärung hinterlegt, daß
dieser Beitritt für ihr gesamtes Zollgebiet gilt.

Das Abkommen ist für die Vereinigten Staaten
von Amerika am 3. März 1969 in Kraft getreten.

Klaus
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216 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 12. Juni 1969, womit der Beschluß
Nr. 6/1969 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Über-
einkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960,

in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 160/1969), verlautbart wird

(Übersetzung)
EUROPÄISCHE FREIHANDELS-

ASSOZIATION
EFTA/DC 6/69

BESCHLUSS DES RATES Nr. 6/1969

(In der 12. gemeinsamen Sitzung am 21. April
1969 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU
ANHANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die Beilage I zum Anhang B des Überein-
kommens wird abgeändert. Der Text der Be-
zeichnung der Position 86.08 ist wie folgt zu
ersetzen:

(bedarf keiner Abänderung im Wortlaut der
deutschen Übersetzung)

2. Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus

217 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 12. Juni 1969, womit der Beschluß
Nr. 3/1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation
und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 161/1969), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 3/69

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES Nr. 3/1969

(In der 12. gemeinsamen Sitzung am 21. April
1969 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I ZU
ANHANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des EFTA-

Übereinkommens,
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gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Asso-
ziierungsübereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 6/1969 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungsübereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 6/1969 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 216/
1969 verlautbart.

Klaus

218.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien betreffend die Änderung und Ergän-
zung des Abkommens über den alpinen
Touristenverkehr im Grenzgebiet vom

10. Oktober 1966

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Föderativen Repu-
blik Jugoslawien sind im Interesse der Förderung
der guten nachbarlichen Beziehungen übereinge-
kommen, das Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien über den alpinen Touristen-
verkehr im Grenzgebiet vom 10. Oktober 1966
wie folgt abzuändern und zu ergänzen:

Artikel I

1. Artikel 1 Ziffer 2 hat zu lauten:

„2. Im Gebiet des Hochstuhls (Stol) : Auf öster-
reichischem Gebiet von der Klagenfurter Hütte
(Celovska koca) auf dem Fahrweg bis zur Kehre
nordwestlich der Kote 1448 (Karkurve), von dort
über das Kar und den Klettersteig zum Grenz-
übergang Hochstuhlgipfel (Stol-vrh) Kote 2238,
weiter auf jugoslawischem Gebiet zur Prescheren-
Hütte (Presernova koca) und weiter zum Grenz-
übergang Bielschitza-Sattel (Sedlo Belscica) Kote
1840, von dort auf österreichischem Gebiet zur
Klagenfurter Hütte (Celovska koca)."

2. Dem Artikel 1 wird als Ziffer 3 angefügt:

„3. Im Gebiet der Steiner Alpen (Kamniske
alpe):

a) Auf jugoslawischem Gebiet von der Frisch-
aufhütte (Frisaufov dom) zum Grenzüber-
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gang Sanntaler Sattel (Savinjsko sedlo)
Kote 2001, weiter auf österreichischem Ge-
biet durch die Vellacher Kotschna (Belska
Kocna) zum Maierhof (Fuchshube);

b) auf jugoslawischem Gebiet von der
Tschechischen Hütte (Ceska koca) zum
Grenzübergang Kote 2163 beim Grenzstein
XXII/265, weiter auf österreichischem Ge-
biet durch die Vellacher Kotschna (Belska
Kocna) zum Maierhof (Fuchshube)."

3. Artikel 2 hat zu lauten:

„Artikel 2

(1) Der Grenzübergang Kordeschkopf (Korde-
zeva glava) darf nur vom 15. April bis 15. Ok-
tober in der Zeit von 6 Uhr bis 18 Uhr benützt
werden.

(2) Die Grenzübergänge Bielschitza-Sattel
(Sedlo Belscica) und Hochstuhlgipfel (Stol-vrh)
dürfen nur vom 15. Mai bis 15. November von
Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang benützt
werden.

(3) Die Grenzübergänge Sanntaler Sattel
(Savinjsko sedlo) und Kote 2163 beim Grenzstein
XXII/265 dürfen nur vom 1. Juni bis 30. Sep-
tember an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen in der Zeit von 6 Uhr bis 18 Uhr
benützt werden.

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Be-
nützungszeiten dürfen nur in Fällen höherer Ge-
walt überschritten werden."

Artikel II

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach seiner
Unterzeichnung in Kraft.

GESCHEHEN zu Belgrad am 8. Mai 1969 in
zwei Urschriften, jede in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Walther Peinsipp m. p.

Für die Regierung der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien:

Mitja Vosnjak m. p.

Klaus
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